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Beschluss des Landesparteitages

Die FDP lehnt die flächendeckende zwangsweise Bildung von Einheitsgemeinden
ab, denn sie schwächt das ehrenamtliche Engagement der Bürger vor Ort.

Effizienz und Bürgernähe bleiben für die FDP die Leitgedanken einer kommunalen
Strukturveränderung. Die FDP hält nach wie vor die Einheitsgemeinde für
effizienter und zukunftsfähiger als die derzeitige Form der
Verwaltungsgemeinschaft mit mehr als 20 Mitgliedsgemeinden. Bürgerwillen,
Identität und ehrenamtliches Engagement müssen bei der Gestaltung von
gemeindlichen Strukturen aber ihren angemessenen Raum finden. Eine
zwangsweise Einmeindung kann deshalb nur als letzte Möglichkeit in wenigen
differenzierten Fällen aus Gründen des übergeordneten Gemeinwohls erfolgen.

Die zwangsweise Bildung von Einheitsgemeinden führt darüber hinaus zur
Aufhebung der erst vor zwei Jahren gebildeten Verwaltungsgemeinschaften und
damit zur weiteren Finanzierung der Verwaltungsamtsleiter für die Dauer ihrer
Amtszeit, was die kommunalen Kassen zusätzlich belastet.
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